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ANZEIGE

Zürcher Stadträtin Simone Brander freigesprochen
Die Teilnahme an einer Politaktion war kein Verstoss gegen die Covid-19-Verordnung

FABIAN BAUMGARTNER

An einem Morgen im Mai 2020 ver-
sammelten sich Veloaktivisten bei der
Gessnerallee in der Nähe des Zürcher
Hauptbahnhofs.Auf der vielbefahrenen
Strasse stellten sie rot-weisse Verkehrs-
kegel auf und sperrten die rechte Fahr-
spurderStrasseab.Sie legtenSchablonen
aus, schüttelten Spraydosen und sprüh-
ten «Züri autofrei» auf denAsphalt. Ihr
Anliegen: mehr Platz für Fahrräder auf
den engen Strassen der Stadt.

Mittendrin stand bei der Aktion
Simone Brander – damals noch SP-
Gemeinderätin und Vizefraktionsprä-
sidentin. Im vergangenen Februar ist
sie in den Stadtrat gewählt worden.
An jenem Morgen im Mai agierte sie
als Sprecherin von Umverkehr, einem
Verein, der sich für eine zukunftsfähige
Mobilität einsetzt.

Zuerst eine Geldstrafe

Die Politaktion hatte ein Nachspiel:
Sie brachte Brander eine Anklage der
Staatsanwaltschaft und im März 2021
eineVerurteilung vor demEinzelgericht
wegenWiderhandlung gegen die Covid-
19-Verordnung ein.Denn damals galt im
Kanton Zürich wegen des Coronavirus
ein striktes Demonstrations- und Ver-
sammlungsverbot.

Doch nun hat das Zürcher Ober-
gericht den Entscheid der Vorinstanz
umgestossen. Es urteilte am Dienstag
nach kurzer Verhandlung, dass Brander
wie schon zwei Mitangeklagte vor ihr
mit der damaligen Aktion nicht gegen
die Covid-Verordnung verstossen hät-
ten.Brander erhält zudem eine Entschä-
digung von 9000 Franken.

Oberrichter Christoph Spiess sagte
in der kurzen Urteilsbegründung, schon
der angeklagte Sachverhalt sei nach
Meinung des Gerichts nicht erstellt.
«Es gab keine Menschenansammlung,
weil nicht mehr als fünf Personen nahe
beieinander standen. Es war aber auch
keine Veranstaltung, denn dann hätte
die Darbietung viele Leute anziehen
müssen.» Auf grundsätzliche Ausfüh-
rungen zur Anwendbarkeit der Covid-
19-Verordnung verzichtete Spiess. Ob
eine bundesrätliche Notverordnung
auch Strafbestimmungen enthalten
dürfe, könne offenbleiben.

Kurz erwähnte Spiess auch ein Urteil
des EuropäischenGerichtshofs fürMen-
schenrechte (EGMR).Dieses sei für den
Entscheid nicht ganz ohne Bedeutung
gewesen. Der EGMR hatte im März
das absolute Veranstaltungsverbot, das
zu Beginn der Pandemie während zehn
Wochen galt, als Verletzung der Ver-
sammlungsfreiheit eingestuft. Damit
hatte das Obergericht vor Monatsfrist
den Freispruch für zwei wegen der glei-
chen Aktion angeklagte Veloaktivisten
begründet.

Zufrieden mit dem Urteil zeigte sich
die Organisation Umverkehr.Besonders
eine Aussage des Gerichtspräsidenten
erfreute den Verein. Denn Spiess sagte,
die Aktivisten hätten angesichts der
epidemiologischen Lage eine kreative
Form gefunden, unter Einhaltung der
damals geltenden Covid-Massnahmen
das Grundrecht auf freie Meinungsäus-
serung wahrzunehmen.

Auftritt nach Notoperation

Brander erschien am Dienstag per-
sönlich vor Gericht. Dies trotz einem

Bandscheibenvorfall, der eine Notfall-
operation nötig gemacht hatte. Da die
Stadträtin in ihrer Beweglichkeit ein-
geschränkt ist, arbeitet sie derzeit vor-
nehmlich im Home-Office, auf öffent-
liche Auftritte verzichtet sie.

Vor Obergericht beliess sie es bei
einer kurzen Stellungnahme. Sie for-
dere einen Freispruch, alles andere habe
sie bereits vor dem Bezirksgericht aus-
geführt. Damals hatte sie erklärt, mit
der Aktion hätten sie und ihre Mitstrei-
ter einen Beitrag gegen die Folgen der
Pandemie geleistet. Man habe aufzei-
gen wollen, dass man auch während
der Corona-Zeit mit dem Velo sicher
unterwegs sein könne. Die Teilnehmer
hätten während der Aktion Mindest-

abstände eingehalten und Masken ge-
tragen. Notabene zu einem Zeitpunkt,
als es noch gar keine Maskentragpflicht
gegeben habe.

Die Begründung für die Forderung
nach einem Freispruch übernahm vor
Obergericht ihr Verteidiger Stephan
Bernard. Er stellte in seinen Ausfüh-
rungen grundsätzlich die Rechtmässig-
keit von Strafbestimmungen in der Ver-
ordnung infrage. «Für eine Strafbarkeit
fehlt es an einer gültigen Rechtsgrund-
lage, welche es erlaubt hätte, die erlas-
senen Massnahmen mit einer Freiheits-
oder Geldstrafe zu ahnden.»

Verletzt sei auch das Bestimmtheits-
gebot. Die Covid-Verordnung habe sich
zum damaligen Zeitpunkt im Wochen-

takt geändert. Doch ein Gesetz müsse
hinreichend klar sein, so dass man sich
als Bürgerin oder Bürger daran orientie-
ren könne.Es sei nicht klar gewesen,was
legal und was illegal gewesen sei. Man
müsse Simone Brander zumindest einen
Verbotsirrtum zugutehalten.

Bernard nahm auch Bezug auf das
vor Monatsfrist ergangene Urteil des
Obergerichts und den Entscheid des
Europäischen Gerichtshofs für Men-
schenrechte. Die beiden Beschuldigten
seien damals aufgrund des Strassburger
Verdikts bereits freigesprochen worden.
«Das ist ein Präjudiz, das exakt den glei-
chen Sachverhalt betrifft.»

Einzelrichter sah es anders

Anders als Brander und ihr Verteidiger
hatte es imMärz des letzten Jahres noch
das Einzelgericht gesehen. Der Richter
verurteilte die Politikerin zu einer be-
dingten Geldstrafe. Er folgte damit dem
Antrag der Staatsanwaltschaft, die eben-
falls eine bedingte Geldstrafe gefordert
hatte. Der Richter erklärte damals, die
Anwendbarkeit der Covid-19-Verord-
nung auf den Fall halte einer rechtlichen
Prüfung stand. Im Grundsatz dürfe eine
bundesrätliche Notverordnung auch
Strafbestimmungen enthalten.

Es sei auch aufgeführt gewesen, dass
auch Demonstrationen verboten seien.
Und Brander sei eben an der Organi-
sation dieser nicht erlaubten Veranstal-
tung beteiligt gewesen. Doch auch der
Einzelrichter befand, dass es sich um
eine Bagatelle handle und dasVerschul-
den von Brander nur ein leichtes sei.

Urteil SB 210 445 vom 31. 5. 22, noch nicht
rechtskräftig.

Wie zweiMitangeklagte vor ihr bleibt auch Simone Brander straffrei. ENNIO LEANZA / KEYSTONE

Kaum ein Vogelruf –
Nur das Wasser rauscht von fern.
Da – Zikadensang !
Buson

Regelmässiges Training mildert viele Symptome von Parkinson.
Das ist wissenschaftlich erwiesen. Werden Sie aktiv und gewinnen
Sie Lebensqualität.

In Bewegung bleiben mit Parkinson
Aktiv sein hilft – wir bieten Möglichkeiten

Telefon 043 277 20 77
info@parkinson.ch, PC-Konto 80-7856-2

Wir unterstützen
Betroffene und
ihre Angehörigen
parkinson.ch

Mit grosser Trauer nehmen wir Abschied von unserem Ehrenpräsidenten

Josef Inauen-Koch
25. März 1935 – 29. Mai 2022

Präsident Sortenorganisation Appenzeller Käse® GmbH
1999–2013

Als Gründungspräsident der Sortenorganisation Appenzeller Käse®

GmbH hat Josef Inauen den Übergang der aus der Kriegswirtschaft
stammenden Marktordnung für Appenzeller Käse in ein neues,
den Anforderungen einer veränderten Agrarpolitik entsprechendes
Organisationsmodell umsichtig sichergestellt. Josef Inauen hat sich mit
grossem Engagement und enormer Sachkenntnis für die Belange der
Ostschweizer Milchwirtschaft im Allgemeinen und des Appenzeller
Käses im Besonderen eingesetzt.

Wir werden seinen zielstrebigen, oft sogar hartnäckigen Einsatz für
den Schutz der Marke, sein grosses Wissen um das Brauchtum und
die Traditionen des Appenzeller Landes und dessen Kultur sowie
sein untrügliches Gespür für die unverfälschte Werbung zum Ausbau
der Markenbekanntheit in dankbarer Erinnerung halten.

Seinen Angehörigen entbieten wir unser tiefempfundenes Beileid.

Die Beerdigung mit anschliessendem Trauergottesdienst findet
am Freitag, 3. Juni 2022, um 10.30 Uhr bei der Friedhofkapelle
in Appenzell statt.

Sortenorganisation Appenzeller Käse® GmbH
Stiftung Fonds für Appenzeller Käse

BESTATTUNGEN UND BEISETZUNGEN

Stadthaus, Stadthausquai 17, 8001 Zürich
Telefon 044 412 40 00
www.stadt-zuerich.ch/bestattungsamt

Bestattungen und Beisetzungen
vom Mittwoch, dem 1. Juni 2022

Bachmann geb. Fänderich, Ruth Natalie, Jg.
1933, von Zürich und Stettfurt TG, verwitwet von
Bachmann-Fänderich, Armand, 8051 Zürich,
Helen-Keller-Strasse 12. – 13.30 Uhr Urnenbei-
setzung im Nordheim Urnenhain Krematorium,
anschliessend Abdankung in der Halle II,
Krematorium Nordheim.

Inderbitzin, Nelly, Jg. 1932, von Buch am Irchel
ZH, 8047 Zürich, Flurstrasse 130. – 13.30 Uhr
Urnenbeisetzung im Friedhof Sihlfeld Urnenhain.

König geb. Grezet-dit-Grisel, YvonneMartha, Jg.
1932, von Bütschwil-Ganterschwil und Bütschwil
SG, verwitwet, 8003 Zürich, Zweierstrasse 138.
– 15.00 Uhr Urnenbeisetzung im Friedhof Sihlfeld D.

Wipfli geb. Brülhart Bucherer, Mathilde Anna,
Jg. 1941, von Erstfeld UR, verwitwet von
Wipfli-Bucherer, Werner Peter, 8008 Zürich,
Rehalpstrasse 107. – 14.30 Uhr Trauerfeier in der
ref. Kirche Balgrist.

Bestattungen und Beisetzungen
vom Donnerstag, dem 2. Juni 2022

Ehrler-Gfeller, Hansrudolf, Jg. 1937, von Zürich
und Küssnacht SZ, Gatte der Ehrler geb. Gfeller,
Adelheid, 8004 Zürich, Pflanzschulstrasse 31. –
13.30 Uhr Urnenbeisetzung im Friedhof Sihlfeld
D, anschliessend Abdankung in der Friedhof-
kapelle Sihlfeld D.

Gasser geb. Fehr, Hedwig, Jg. 1925, von Zürich
und Kloten ZH und Langnau im Emmental BE,

verwitwet von Gasser-Fehr, Heinrich, 8037 Zürich,
Emil-Klöti-Strasse 25. – 11.00 Uhr Trauerfeier in
der Friedhofkapelle Nordheim.

Gori geb. Corso, Maria Aida, Jg. 1945, von
Italien, verwitwet von Gori-Corso, Clementino,
8048 Zürich, Schneebeliweg 3. – 10.30 Uhr
Abdankung in der Friedhofkapelle Sihlfeld D,
anschliessend Urnenbeisetzung im Friedhof
Sihlfeld D.

Tschuor geb. Cadalbert, Maria Louisa, Jg. 1933,
von Ilanz/Glion GR, verwitwet von Tschuor-Cadal-
bert, Marius, 8045 Zürich, Hegianwandweg 16.
– 13.30 Uhr Urnenbeisetzung im Friedhof
Üetliberg, anschliessend Abdankung in der
Friedhofkapelle Üetliberg.

Uster-Rösler, Hans-Rudolf Josef, Jg. 1929, von
Zürich, Baar ZG, Gatte der Uster geb. Rösler,
Irene Olga, 8049 Zürich, Ackersteinstrasse 185.
– 11.00 Uhr Trauerfeier in der Friedhofkapelle
Hönggerberg.
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Des Menschen Hassliebe zum Tier
Martin Meyer moderiert Diskussion mit Angela Stöger-Horwath, Thomas Macho und Severin Dressen

TOBIAS SEDLMAIER

Freund,Feind,Futter:DasVerhältnis zwi-
schenMensch undTier ist seitAnbeginn
der Welt kompliziert, ein ständiges Rin-
gen umLebensraum.DerHomo sapiens,
selbst ein Tier, hat sich über die anderen
Arten erhoben. Er züchtet, beutet und
rottet sie aus. Und hätschelt zugleich
seine Haustiere.Weshalb behandeln wir
andere Lebewesen so ambivalent?

ZumThema «Das Tier und wir – eine
Annäherung unter Ungleichen» disku-
tierte am Montagabend unter der Lei-
tung vonMartin Meyer eine kompetente
Runde im NZZ-Foyer: die Verhaltens-
und Kognitionsbiologin Angela Stöger-
Horwath, der Philosoph und Kulturwis-
senschafterThomasMacho sowieSeverin
Dressen, der Direktor des Zoos Zürich.

In seinem gleichsam emotionalen
wie humorvollen Eingangsreferat rückte

Dressen zwei Aspekte in den Fokus,
die dem Menschen seine Sonderstel-
lung innerhalb der Schöpfung verlei-
hen. Da sei zum einen die Religion, be-
kannt weder den Tieren noch den Pflan-
zen. Zum anderen die Biologie, die den
Menschen neben unzähligen Nachteilen
gegenüber anderen Arten mit speziellen
kognitivenFähigkeiten ausgestattet habe.

Die Krone der Schöpfung?

Unsere Beziehung zu Tieren sei häufig
mehr eine emotionale denn eine ratio-
nale, führte der Zoodirektor aus. Wäh-
rend wir den Koala mit seinen Knopf-
augen herzig fänden, verspürten viele
Ekel vor dem hässlichen Nacktmull.Da-
bei sei Letzterer wegen seines Sozialver-
haltens spannender und aufgrund sei-
ner speziellen Zellteilung auch für die
Krebsforschung relevanter.

Aufgabe vonZoos oderNaturschutz-
organisationen sei es, bedrohteArten zu
erhalten, zu erforschen und im besten
Fall auszuwildern.Und zudem die Men-
schen Verantwortung für die Tiere zu
lehren. Dressen zählte auf, welche tech-
nischen und kulturellen Produkte den
unglaublichenmenschlichenFähigkeiten
entsprängen, und fragte abschliessend:
«Wie dringlich wäre es, dass wir dieser
Liste die Fähigkeit zur Verantwortung
für andere Lebewesen hinzufügen?»

Stöger-Horwath sagte, dass ein Pro-
blem in der Wahrnehmung liege. Die
Ähnlichkeit desMenschen mit demTier
sei offensichtlich – dennoch trennten
uns Welten. Das unfassbare Geruchs-
vermögen eines Hundes etwa könnten
wir nicht ganz begreifen.

Thomas Macho, der jüngst das Buch
«Warum wir Tiere essen» publiziert hat,
wies darauf hin, dass die ersten Götter

Tiere gewesen seien. Das Bewusstsein,
dass der Mensch die Krone der Schöp-
fung ist, ist also nicht generell in der
Religion tradiert. Für die Gegenwart
stellt Macho mit Erschrecken fest, dass
sich inzwischen die Bezeichnung «dead
species walking» für Lebewesen eta-
bliert habe, die praktisch nicht mehr zu
retten seien.

Das begabte Tier

Zur Sprache kam am «NZZ Podium»
auch das Thema der kulturellen und
wirtschaftlichen Unterschiede. Beides
resultiert in unterschiedlicher Behand-
lung und Nutzung von Tieren. Macho
benannte die soziale Ungleichheit als
ein Schlüsselproblem: In reichen Län-
dern sei der Fleischkonsum pro Kopf
weitaus höher als in ärmeren. Stöger-
Horwath meinte, es gebe keine andere

Option, als auf andere Ressourcen zu-
rückzugreifen.

Dass drei Vertreter aus der Wissen-
schaft auf der Bühne sassen, liess den
Abend weniger diskussions- als lehr-
reich werden. Über die geistigen Fähig-
keiten von Tieren wussten anekdotisch
alle etwas zu berichten: Macho erklärte
die Spiegelexperimente aus der Kogni-
tionsbiologie, und Stöger-Horwath er-
zählte von ihren Erfahrungen mit Ele-
fanten, die dazu beitragen, den Lebens-
raum für viele Arten zu erhalten.

Dressen verwies auf seine prakti-
schen Erfahrungen im Alltag: Orang-
Utans zeigten im Zoo ein sehr hohes
kognitives Potenzial, das sie in der freien
Natur mit all ihren Herausforderungen
gar nicht so schnell ausschöpfen könn-
ten. Darauf erwiderte treffend Mar-
tin Meyer: «Im Zoo wird das Tier zum
Menschen.»

Zum Beispiel Sandra
Die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde Zürich verzeichnet mehr Fälle – doch wer sind die Menschen dahinter?

GIORGIO SCHERRER

Sandra ist fünf Jahre alt, Tochter einer
Suchtkranken. Ihre Mutter lebt mit ihr
in einem betreuten Wohnheim, stürzt
immermehr in die Drogen ab – bis sie in
derKlinik landet und Sandra imKinder-
heim. «Es ging nicht anders», sagt Käthi
Dellenbach, die den Fall als Juristin be-
gleitete. «Wir mussten einschreiten.»
Wir: Das ist die Kindes- und Erwach-
senenschutzbehörde (Kesb) der Stadt
Zürich, die die Heimeinweisung anord-
nete – gegen denWillen der Mutter, die
glaubte, ihrKindweiter bei sichhaben zu
können.«SolcheMomente sind fürmich
die schwierigsten»,sagt dieKesb-Juristin.
«Wenn einem die Mutter leidtut. Wenn
man weiss: Sie ist krank, hat schlimme
Sachen erlebt, leidet unter Traumata.
Und wenn man trotzdem sagen muss:
Der Schutz des Kindes geht vor.»

DieFremdplatzierung imHeim ist die
schwerwiegendste Massnahme, die eine
Kesb anordnen kann.Ein Eingriff in ein
fundamentales Grundrecht der Eltern:
dasRecht, für das eigeneKind zu sorgen.
Unternommen werden darf dieser Ein-
griff nur, um ein anderes Recht zu schüt-
zen: das des Kindes auf Sicherheit, Zu-
wendung und Schutz vor Gewalt.

Corona sorgt für Anstieg

Fälle wie jener von Sandra – die eigent-
lich anders heisst – sind in Zürich sel-
ten, wie neue Zahlen zeigen. 58 Fremd-
platzierungen wurden 2021 in der Stadt
angeordnet, 295 im Kanton.Beides liegt
im langjährigen Normalbereich – es gab
also keine starke Zunahme während der
Pandemie und des Shutdowns. Anders
sieht es bei den Kesb-Massnahmen ins-
gesamt aus (siehe Box).

Genauere Zahlen zu Fremdplatzie-
rungen gibt es nur aus der Stadt. Be-
troffen waren dort vor allem Teenager
zwischen 13 und 17 Jahren – also wäh-
rend der Pubertät, wenn die Konflikte
mit den Eltern zunehmen. Eine zweite

Häufung von Platzierungen gab es bei
Babys kurz nach der Geburt – meist,
wenn die Eltern sich nicht richtig um
ihr Neugeborenes kümmerten.

Häufiger als die Fremdplatzierung sei
die freiwillige Heimeinweisung durch
die Eltern, hiess es an der Jahresmedien-
konferenz der Zürcher Kesb vomDiens-
tag. Die Behörde greife nur ein, wenn
das Kindswohl gefährdet sei, die Eltern
dies aber nicht wahrhaben wollten. «In
diesen Fällen fällt der Entscheid zuguns-
ten des Kindsschutzes meist recht leicht.

Die Sache ist oft sehr klar», sagt Dellen-
bach. Bevor ihre Behörde eine Fremd-
platzierung anordnet,müssen alle ande-
ren möglichen Massnahmen – Beistand,
Therapie, freiwillige Hilfsangebote – ge-
scheitert sein.

Bei Sandra begann derWeg ins Heim
auchmit einerBeiständin,dieMutter und
Tochter unterstützen sollte – und die spä-
terAlarm schlug, als sich das Drogenpro-
blemderMutter verschärfte.«Es ist nicht
so, dass die Mutter nicht für ihre Toch-
ter sorgen wollte», sagt Dellenbach. «Sie
konnte nicht.» Schwer suchtkrank,immer
wiederOpfer vonGewalt,nach einerVer-
gewaltigung Mutter geworden: «Diese
Frau trug Traumata mit sich herum, die
wir uns gar nicht vorstellen können.»

Behörde stösst an Grenzen

Die Kesb muss in solchen Fällen die
Kinder schützen. Aber was, wenn die
Eltern auch Opfer sind, verletzt durch
die Wegnahme ihres Kindes? «Mir hilft
der Gedanke an das wehrlose Kind»,
sagt Dellenbach. «Daran denke ich,
wenn Eltern uns beschimpfen – und ich
gleichzeitig auch Verständnis für ihre
schwierige Situation habe.»

Dellenbach ist 53 und seit 20 Jah-
ren bei der Kesb (beziehungsweise

ihrer Vorgängerin, der Vormundschafts-
behörde). Davor arbeitete sie bei der
Staatsanwaltschaft, wo die Fälle immer
erst zu ihr kamen, wenn das Schlimmste
schon passiert war. «Ich wollte die Leute
nicht nur hinter Gitter stecken, sondern
etwas Positives für die Zukunft bewir-
ken – versuchen, aus einer schlechten
Situation etwas Gutes zu machen.»

Das schafft die Kesb nicht immer.
Fehlende Heimplätze, verworrene Strei-
tereien um Besuchsrechte nach einer
Scheidung, Eltern, die sich alle Mühe
geben mögen, aber ihre Probleme mit
Alkohol und Gewalt nicht in den Griff
bekommen: An der Medienkonferenz
vom Dienstag waren auch die Grenzen
spürbar, an die diese Behörde bei ihrer
täglichenArbeit stösst.

Die Kesb-Stellen wurden im Kan-
ton Zürich vor neun Jahren flächen-
deckend eingeführt. Sie sollten das frag-
mentierteVormundschaftswesen verein-
heitlichen und professionalisieren. Ihre
Arbeit stiess jedoch auch immer wieder
auf harsche Kritik – etwa 2016 im «Fall
Flaach», als eine Mutter ihre zwei Kin-
der tötete, nachdem die Kesb ihr die Ob-
hut entzogen hatte. Hätte die Behörde
die Gefahr erkennen müssen? Ja, lau-
tete damals die Kritik. Nein, befanden
schliesslich mehrere Gutachten.

Die Kesb ist gedacht als das letzte
Auffangnetz für Menschen, die ihr Le-
ben – oder das ihrer Kinder – nicht
mehr im Griff haben. Aber auch die-
ses Netz fängt nicht alle auf. «Mit der
Zeit», sagt Dellenbach, «entwickelt
man zwar ein Gefühl dafür, wann es
eine stärkere Massnahme braucht. Ich
habe nicht mehr wegen jedes Falls
schlaflose Nächte. Aber manchmal
wüsste ich schon gern: Was werden
die Kinder einmal über uns denken,
wenn sie selbst erwachsen sind?» Die
volle Sicherheit, dass man richtig ent-
schieden hat: Die gibt es bei der Kesb
nie. Fast nie.

Manchmal wird’s gut

Ein Sitzungszimmer im Zürcher Kesb-
Büro nahe dem Stauffacher, fünf Jahre
nach Sandras Fremdplatzierung im Kin-
derheim. Die Juristin Käthi Dellen-
bach – mittlerweile zur Vizepräsiden-
tin der Behörde aufgestiegen – nimmt
ein zehnjähriges Mädchen in Empfang.
Mit einem Lächeln erzählt sie heute da-
von. Das Mädchen ist eine gute Schüle-
rin, spielt in der Freizeit Fussball, hat es
gut mit der Mutter, mit der sie in einer
kleinenWohnung lebt.

DasMädchen ist dieselbe Sandra, die
fünf Jahre zuvor von ihrer Mutter ge-
trennt worden war, die im Heim lebte,
während ihre Mutter gegen ihre Sucht
kämpfte. Die erst probeweise, dann fix
wieder mit ihr zusammenleben durfte.
Die nun – nach jahrelanger Begleitung
durch die Kesb und die Beiständin –
wieder ganz in die Obhut der Mutter
gegeben wird.

«Ganz wieder gut wird’s nicht
immer», sagt Dellenbach. «Aber manch-
mal – sehr selten – eben schon.»

In Einzelfällen bleibt der Behörde nichts anderes übrig, als Kinder aus ihrem familiären Umfeld herauszunehmen. ANNICK RAMP / NZZ

Drei Gründe für die Zunahme
sgi. · Eingewiesen, unter Vormund-
schaft gestellt oder fremdplatziert: 2021
wurden durch die Kesb deutlich mehr
Personen mit solchen Massnahmen be-
legt als im Vorjahr. In der Stadt Zürich
ist es eine Zunahme von sechs Prozent,
imKanton sind es gar neun Prozent.Das
zeigen Zahlen des Kesb-Präsidienver-
bands, die der NZZ vorliegen.

Betroffen sind etwas mehr Kinder als
Erwachsene, insgesamt fast 4000 Perso-
nen.Besonders bei den Kindern war der
Anstieg in den letzten zwei Jahren spür-
bar. Der Kesb-Präsidienverband nennt

drei Gründe für diese Zunahme:Erstens
das Bevölkerungswachstum im Kanton,
zweitens ein Anstieg bei unbegleite-
ten minderjährigen Asylsuchenden und
drittens die Pandemie,während deren es
bekanntlich mehr Fälle von häuslicher
Gewalt und mehr Meldungen zu Kinds-
missbrauch gab.

Während 2020 noch kein klarer
Corona-Effekt auszumachen war, wur-
den den Kesb-Stellen 2021 viele Ge-
fährdungen gemeldet, die erst mit der
Lockerung der Corona-Massnahmen
bemerkt wurden.


